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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. November 1950 

BK 3435/50 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Anleihe-Gesetzes von 1950 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner 38. Sitzung am 27. Ok- 
tober 1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes be- 
schlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Umversltäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonri 
Allcin-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Anleihe-Gesetzes 

von 1950 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rats das folgende Gesetz besdilossen: 

§ 1 

(1) Die in Reidisgesetzen und reidisreditlidien 
Verordnungen enthaltenen Vorschriften, die sich 
auf Schuldurkunden des Reichs sowie auf Reidis- 
sdiuldbuchforderungen beziehen, gelten sinngemäß 
auch für die Sdiuldurkunden der Bundesrepublik 
Deutsdiland sowie für die in das Bundesschuldbudi 
eingetragenen Forderungen. 

(2) Die in Reichsgesetzen und reichsrechtlichen 
Verordnungen enthaltenen Vorschriften über 
Schuld versdireibungen, deren Verzinsung und Rück- 
zahlung von dem Reidi oder einem Bundesstaat 
gewährleistet ist, gelten sinngemäß audi für die 
Schuldverschreibungen, deren Verzinsung und Rück- 
zahlung von der Bundesrepublik Deutschland oder 
einem Land der Bundesrepublik Deutschland ge- 
währleistet ist. 


§ 2 

(1) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, zur Deckung von Ausgaben des außer- 
ordentlichen Haushalts der Bundesrepublik Deutsch- 
land für das Rechnungsjahr 1950 bis zu 408 981 000 
DM im Wege des Kredits zu beschaffen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, darüber hinaus für denselben Zweck bis 
zu 300 000 000 DM im Wege des Kredits zu be- 
schaffen. Die für diesen Betrag auszustellenden 
Schuldurkunden oder zu begründenden Schuldbuch- 
forderungen müssen jedodi spätestens am 31. März 
1953 fällig werden. 

§ 3 

Der Bundesminister der Finanzen wird ferner 
ermächtigt, die nadi § 2 zu begebenden Schuld- 
urkunden ganz oder teilweise mit Prämien aus- 
zustatten. 


§ 4 

Die Zulässigkeit des Aufgebotsverfahrens nach 
§ 799 BGB ist bei den nach § 3 mit Prämien aus- 
gestatteten Sdiuldurkunden ausgeschlossen. 
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§ 5 

(1) Die auf Grund von § 2 Absatz 1 ausgege- 
benen mit Zinsscheinen ausgestatteten Schuldver- 
schreibungen und mit Prämien ausgestatteten Schuld- 
urkunden sowie die daraus anfallenden Zinsen und 
Prämien sind steuerlich wie folgt zu behandeln: 

1. Die Zinsen unterliegen dem Steuerabzug vom 
Kapitalertrag (Kapitalertragsteuer). Der Steuer- 
abzug beträgt 25 vom Hundert. Die Vor- 
schriften des § 44 des Einkommensteuergesetzes 
und der Verordnung zur Durchführung des 
Steuerabzugs vom Kapitalertrag vom 2. Juni 
1949 (WiGBl. S. 92) in der jeweils geltenden 
Fassung sind anzuwenden. 

2. Die Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer 
für die Zinsen gilt durch den Steuerabzug als 
abgegolten. Die Zinsen brauchen in der Steuer- 
erklärung nicht angegeben zu werden. 

3. Auf Antrag ist eine Einkommensteuerveran- 
lagung vorzunehmen, die sich auch auf die 
Zinsen erstreckt. Dabei ist § 47 Absatz 1 
Ziffer 2 und Absatz 3 des Einkommensteuer- 
gesetzes anzuwenden. 

4. Die Zinsen gehören nicht zum Gewerbeertrag im 
Sinn des Gewerbesteuergesetzes vom 1. Dezem- 
ber 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 979). 

5. Prämien im Sinn des § 3 unterliegen nicht der 
Einkommensteuer, Körperschaftsteuer und Ge- 
werbesteuer. Ziffer 2 Satz 2 ist entsprechend 
anzuwenden. 

6 Erbschaftsteuer (auch Schenkungsteuer) wird 
nicht erhoben, soweit es sich um Beträge handelt, 
die vom Erblasser (Schenker) selbst gezeichnet 
worden sind. 

7. Anschaffungsgeschäfte über die mit Prämien 
ausgestatteten Schatzanweisungen des Bundes 
sind von der Börsenumsatzsteuer ausgenommen. 

8. Aus Anlaß der Ausgabe der mit Prämien aus- 
gestatteten Schatzanweisungen wird eine Lot- 
teriesteuer nicht erhoben. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für auf Grund 
von § 2 Absatz 1 begründete Schuldbuchforderun- 
gen und die daraus anfallenden Zinsen. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 

Allgemein 

Der Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1950 schließt in 
seinem außerordentlichen Teil mit einem Zuschußbedarf ab. Dieser 
Zuschußbedarf muß durch Kreditmittel (Anleihe) gedeckt werden. 
Zur Aufnahme einer solchen Anleihe bedarf es nach Artikel 115 GG 
einer gesetzlichen Ermächtigung für den Bundesminister der Finanzen. 

In der Regel werden derartige Ermächtigungen durch Haushalts- 
gesetz ausgesprochen; die Haushaltsgesetze gelten aber jeweils nur 
für ein Rechnungsjahr. Es ist noch nicht abzusehen, ob die Anleihe 
im laufenden Rechnungsjahr voll untergebracht werden kann. Zudem 
sollen durch das Anleihegesetz von 1950 Fragen geregelt werden, 
die von allgemeiner Bedeutung für die Begebung von Bundes- 
anleihen sind und sich nicht auf die zur Deckung des Zuschußbedarfs 
für 1950 erforderliche Anleihe beschränken. Schließlich erfordern 
die für die Anleihe vorgesehenen steuerlichen Begünstigungen eine 
besondere gesetzliche Regelung. 

Aus diesen Gründen erscheint es zweckmäßig, von der Vorschrift 
des § 8a der Reichshaushaltsordnung, die die Erteilung einer Kredit- 
ermächtigung durch Haushaltsgesetz vorsieht, abzuweichen und alle 
mit der Begebung der Bundesanleihe verbundenen Fragen durch ein 
besonderes Gesetz zu regeln. 

Zu § 1 

Im Interesse einer leicliteren Behandlung der Anleihen des Deut- 
schen Reichs im Bank- und Börsenverkehr und im Interesse der Ein- 
sparung von Papier und Kosten sind für die Reichsanleihen und für 
die Schuldverschreibungen, deren Verzinsung und Rückzahlung von 
dem Reich oder einem Bundesstaat gewährleistet ist, besondere Vor- 
schriften erlassen worden. Sie bezwecken insbesondere, den Schuld- 
buchverkehr zu fördern und die Schuldbuchforderungen, die an Stelle 
der Ausfertigung von Anleiheschuldverschreibungen begründet sind, 
zum Handel an den Börsen zuzulassen. Es sind dies insbesondere die 
Verordnung über die Behandlung von Anleihen des Deutschen 
Reidis im Bank- und Börsenverkehr vom 31. Dezember 1940 (Reichs- 
gesetzbl. 1941 S. 21) und vom 18. April 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 183). 

Es ist die Frage aufgeworfen worden, ob diese Vorschriften, die 
für die Anleihen des Deutschen Reichs erlassen sind, auch für die 
Anleihen der Bundesrepublik Deutschland Gültigkeit haben. 

Diese Frage erhebt sich auch hinsichtlich der Vorschriften des BGB 
über verbriefte Forderungen und Schuldbuchforderungen gegen das 
Reich (§§ 232 Absatz 1, 236, 795 Absatz 3, 1807 Absatz 1, 1815^ 
1816, 2117, 2118 BGB) sowie hinsichtlich der sich auf die Reichsschuld 
beziehenden Vorschriften der Reichsabgabenordnung und der 
Stundungsordnung. 

Zur Behebung von Zweifeln erscheint es zweckmäßig, durch das 
Gesetz die Anwendbarkeit dieser Vorschriften auf die Schuld- 
urkunden der Bundesrepublik Deutschland und für die in das 
Bundesschuldbuch eingetragenen Forderungen sowie für die Schuld- 
verschreibungen, deren Verzinsung und Rückzahlung von dem Bund 
oder einem Land des Bundes gewährleistet ist, ausdrücklich festzu- 
legen. 
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Zu § 2 

Der Zuschußbedarf für werbende Ausgaben im außerordentlichen 
Haushalt für 1950 beziffert sich auf 408 981 000 DM und muß im 
Wege des Kredits gedeckt werden. Gemäß Artikel 115 des GG wird 
die dazu erforderliche Ermächtigung dem Bundesminister der Fi- 
nanzen erteilt. 

Der darüber hinausgehende Betrag, für den nach § 2 Absatz 2 eine 
Anleiheermächtigung erbeten wird, dient der Deckung der Lebens- 
mittelsubventionen im 2, Rechnungshalbjahr. Ursprünglich war vor- 
gesehen, die Subventionierung der Lebensmitteleinfuhren mit Wir- 
kung ab 1. Oktober 1950 einzustellen. Bis dahin wäre ein Aufwand 
von rund 259 Millionen DM entstanden, für den auch Deckungs- 
mittel im ordentlichen Haushalt zur Verfügung standen. Wider Er- 
warten Heß die Veränderung der allgemeinpolitischen und wirt- 
schaftspolitischen Situation seit September 1950 es geboten erscheinen, 
die Subventionierung der Lebensmittel bis auf weiteres beizubehalten, 
um damit das bisherige Preis- und Lohnniveau im wesentlichen zu 
gewährleisten. Von der Gewährleistung des bisherigen Lohn- und 
Preisniveaus wenigstens Im wesentlichen hängt weitgehend die Kon- 
kurrenzfähigkeit der deutschen Exportindustrie auf dem Weltmarkt 
ab. Es lag deshalb im Sinn der Förderung der Exportfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft, wenn die Subventionierung der Lebensmittel 
auch fortgesetzt wurde, obwohl ordentliche Einnahmen dafür 
nicht mehr zur Verfügung standen. Bei dieser Sachlage war es er- 
forderlich, die Beträge, die für die Durchführung der Subventionen 
im 2. Rechnungshalbjahr erforderlich sind (voraussichtlich rund 
300 Millionen DM), zunächst im Wege des Kredits zu beschaffen. 
Sie sollen aus zu erwartenden Mehreinnahmen des ordentlichen 
Haushalts der Rechnungsjahre 1951 und 1952 abgedeckt werden. Die 
im Rechnungsjahr 1950 für diesen Zweck vorgesehene Beschaffung 
der Ausgabemittel im Wege des Kredits stellt also nur einen Vorgriff 
auf Einnahmen der Rechnungsjahre 1951 und 1952 dar. Die bisherige 
Entwicklung der deutschen Wirtschaft läßt die Hoffnung nicht unbe- 
gründet erscheinen, daß diese Abdeckung auch tatsächlich möglich 
sein wird. Das Haushaltsgesetz für 1950 wird vorsehen, daß der 
Anleiheerlös von 300 Millionen DM als Zuschuß des außerordent- 
lichen Haushalts an den ordentlichen Haushalt verbucht und damit 
dieser zum Ausgleich gebracht wird. 

Zu § 3 

In der Regel werden bei der Auflegung von Anleihen des Staates 
nur Beträge von 100 DM aufwärts zur Zeichnung zugelassen. 
Bei dem derzeitigen Kapitalmangel erscheint es aber zweckmäßig, 
auch die Zeichnung von kleineren Beträgen zu gestatten. Die Aus- 
zahlung der Zinsen auf Anleihebeträge unter 100 DM ist umständlich 
und mit technischen Schwierigkeiten verknüpft. Infolgedessen soll 
davon abgesehen werden, auf Schuldurkunden über Nennbeträge, 
die unter 100 DM lauten, Zinsen laufend auszuzahlen. Vielmehr 
sollen anstelle der Zinsen an eine beschränkte Anzahl von Anleihe- 
gläubigern, die durch das Los bestimmt werden, Prämien über ver- 
hältnismäßig große Beträge ausgezahlt werden. Zu einer solchen 
Ausstattung der Anleihe bedarf es nach dem Reichsgesetz, betreffend 
die Inhaberpapiere mit Prämien, vom 8. Juni 1871 (Reichsgesetzbl. 
S. 210) einer besonderen gesetzlichen Ermächtigung. 

Zu § 4 

Die mit Prämien ausgestatteten, über kleine Nennbeträge lauten- 
den Schuldurkunden sollen leicht übertragbar sein. Aus diesem 
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Grunde wird bei ihnen für abhanden gekommene oder verniditete 
Stücke das Aufgebots verfahren nadi § 799 BGB wie bei den Zins-, 
Renten- und Gewinnanteilscheinen sowie bei den auf Sidit zahlbaren 
unverzinslidien Sdiuldversdireibungen auszuschließen sein. 

Zu § 5 

Um einen Anreiz zur Zeichnung der Anleihe zu bieten, sollen die 
Zinseinkünfte aus den Schuldverschreibungen, die mit Zinssciieinen 
ausgestattet sind, und die Zinsen aus den Sdiuldbuciiforderungen mit 
keinem höheren Steuersatz als 25 Vo belastet werden. Die auf die 
Zinsen entfallende Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer wird 
im Steuerabzugs verfahren erhoben, auf das die Vorschriften der Ver- 
ordnung zur Durchführung des Steuerabzugs vom Kapitalertrag vom 
2. Juni 1949 (WiGBl. S. 92) in der jeweils geltenden Fassung anzu- 
wenden sind. 

Die Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer gilt durch den 
Steuerabzug grundsätzlich als abgegolten; die Zinseinkünfte braudien 
deshalb in der Steuererklärung nicht angegeben zu werden. Gehören 
die Zinseinkünfte zu Betriebseinnahmen, so müssen sie zwar nach 
den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung auf einem Ertrags- 
konto ausgewiesen werden; sie sind aber von dem steuerlichen Ge- 
winn abzusetzen oder dem steuerlichen Verlust hinzuzuredinen. Das 
gilt auch im Fall des § 50 Absatz 4 EStG. Ist die Einkommensteuer 
oder Körpersdiaftsteuer durch den Steuerabzug abgegolten, kommt 
eine Anrechnung oder Erstattung dieses Steuerabzugs nach § 47 EStB 
nicht in Frage. 

Da in manchen Fällen die in Ziffer 2 vorgesehene Abgeltung der 
Einkommensteuer oder der Körperschaftsteuer sich für den Steuer- 
pflichtigen ungünstig auswirken würde, gibt Ziffer 3 dem Steuer- 
pflichtigen die Möglichkeit, die Veranlagung seines Einkommens ein- 
schließlich der Zinseinkünfte zu beantragen, und zwar auch dann, 
wenn nach den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes keine 
Veranlagung stattfinden würde. Ist die Einkommensteuerschuld 
kleiner als die Summe der von dem Steuerpflichtigen geleisteten 
Vorauszahlungen und der Steuerabzugsbeträge, so ist der Unterschied 
zu erstatten (§ 47 Absatz 3 EStG). 

Die Zinsen gehören nicht zum Gewerbeertrag im Sinn des Ge- 
werbesteuergesetzes. Sie sind deshalb vom Gewerbeertrag abzuziehen 
oder dem Gewerbeverlust hinzuzurechnen, soweit sie in dem maß- 
gebenden Betriebsergebnis (Gewinn oder Verlust für Zwecke der Ein- 
kommen- oder Körperschaftsteuer) berücksichtigt sind. 

Die Prämien im Sinn des § 3 unterliegen nicht der Einkommen-, 
Körperschaft- und Gewerbesteuer. Soweit sie Betriebseinnahmen 
sind, sind sie ebenso wie die Zinsen im Fall der Ziffer 2 aus dem 
Betriebsergebnis auszuscheiden. 

Die Gewährung von Erbschaftsteuer- (Schenkungsteuer)-freiheit 
soll ebenfalls einen Ansporn zur Zeichnung geben. Die Befreiung 
wird aber nur für solche Schuldverschreibungen und mit Prämien aus- 
gestatteten Schuldurkunden gewährt, die der Erblasser oder Schenker 
im Wege der Zeichnung selbst erworben hat. 

Die Befreiung wird sowohl für Erwerbe von Todeswegen als auch 
für Schenkungen unter Lebenden gewährt. Als Erwerbe von Todes- 
wegen kommen sow'ohl die Anfälle an Erben als auch an Vermächt- 
nisnehmer in Frage. Beim Erben besteht kein Unterschied, ob er 
kraft Gesetzes oder durch Verfügung von Todeswegen zur Erb- 
schaft berufen ist. 
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Die Befreiung gilt nur für den ersten Übergang der oben be- 
zeichneten Wertpapiere aus dem Vermögen desjenigen, der die Wert- 
papiere selbst gezeichnet hatte. 

Die Vorschrift in Ziffer 7 dient lediglich der Klarstellung. An- 
schaffungsgeschäfte über SAatzanweisungen unterliegen nur dann 
der Börsenumsatzsteuer, wenn die Schatzanweisungen verzinsliA sind 
(§ 17 Absatz 1 in Verbindung mit § 19 Absatz 1 Ziffer 1 und § 12 
Absatz 1 des Kapital Verkehrsteuergesetzes). Für die auf Grund des 
Anleihegesetzes von 1950 auszugebenden mit Prämien ausgestatteten 
S Auldurkunden werden keine Zinsen gezahlt; die Inhaber der 
SAuldurkunden erhalten lediglich die AussiAt auf Erlangung einer 
Prämie, wobei über die Erlangung das Los entscheidet. DanaA sind 
die Schuldurkunden keine verzinsliAen ForderungsreAte im Sinn des 
.§ 12 des Kapitalverkehrsteuergesetzes. Anschaf fungsgesAäfte über 
sie unterliegen daher nicht der Börsenumsatzsteuer. Um jeden Zwei- 
fel daran auszusAließen und gleiAzeitig die öffentliAkeit auf die 
Börsenumsatzsteuerfreiheit der Anschaffungsgeschäfte über diese 
Schatzanweisungen hinzuweisen, erscheint die Aufnahme der Vor- 
sArift der Ziffer 7 in das Gesetz zweckmäßig. 

Bei den mit Prämien ausgestatteten Schuldurkunden sind alle 
Merkmale einer Ausspielung (Einsatz, GewinnaussiAt, Abhängigkeit 
der Entscheidung über den Gewinn vom Zufall) gegeben. Der Ein- 
satz liegt in der zinslosen Überlassung des Betrages, auf den die 
Schuldurkunde lautet, die Möglichkeit der Erlangung einer Prämie 
stellt sich als GewinnaussiAt dar und die Erlangung der Prämie 
selbst ist von dem Ergebnis einer Verlosung abhängig. Da die Aus- 
spielung außerdem öffentlich ist, würde sie nach § 17 des Rennwett- 
und Lotteriegesetzes der Lotteriesteuer unterliegen. Um diese Steuer- 
pflicht auszuschließen, was im Flinblick auf den Zweck der Aus- 
spielung geboten ist, bedarf es der Aufnahme der VorsArift der 
Ziffer 8 in das Gesetz. 

Zu S 6 

Als Zeitpunkt für das Inkrafttreten ist der Tag naA der Ver- 
kündung des Gesetzes vorgesehen. 
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